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Schwerpunkt
Stadt versus Land?

Bei allen Klagen über das Gefälle zwischen Stadt 
und Land ist die Versorgung mit Leistungen der 
Daseinsvorsorge insgesamt überwiegend gut. Ver-
besserungsbedarf gibt es allerdings bei Vielfalt und 
Qualität des Angebots.

Schwerpunkt
Gentrifizierung

Der Rückzug des Staates aus dem Wohnungsbau 
und die Preisexplosion bei Immobilien in einigen 
Städten hat Selektions- und Verdrängungsprozesse 
ausgelöst, die das Gesicht von Stadtvierteln und 
ganzen Städten verändert haben.

Pro & Contra
Gleichwertige Lebensverhältnisse

Nutzen und Zweck von Regionalfördermaßnah-
men werden unterschiedlich bewertet. Sind sie für 
den sozialen Zusammenhalt erforderlich und ist 
die „Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse“ ein 
sinnvolles Ziel? 

Schwerpunkt
Fundamentalökonomie 

Mit diesem Begriff wird die Bedeutung materieller 
und immaterieller Güter der Daseinsvorsorge für 
jeden Einzelnen wie auch für Staat, Gesellschaft und 
Wirtschaft beschrieben, die der Staat verantworten 
muss.

Interview
Ost und West 

Auch dreißig Jahre nach dem Mauerfall teilt sich das 
Land in Ost und West. Neben einer „Anerkennungs-
diskrepanz“ aus „ostdeutscher“ Perspektive werden 
die alten Trennlinien hauptsächlich von Menschen 
mit westlicher Sozialisation aufrechterhalten.  

Schwerpunkt
Wie eine demokratische Verheißung scheiterte 

Die Ankündigung, die „Grenzen des Staates zurück-
drängen“ zu wollen, enthielt nicht nur ein Freiheits-
versprechen, sondern war auch eine demokratische 
Verheißung. Sie blieb allerdings unerfüllt.
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Interview
Die Politik hat sich selbst kastriert

Die Daseinsvorsorge in öffentlicher Hand dient 
mehr als der Bereitstellung wichtiger Güter und 
Dienstleistungen. Sie zähmt den Kapitalismus, 
dämpft die Ungleichheit und stärkt, richtig 
gemacht, Teilhabe und Demokratie.

Seite 58

Forum
Wahrheit und Lüge in postfaktischen Zeiten

Die politische Lüge kommt, selbstverständlich, auch 
in der Demokratie vor. Die hält das aus. Eine Kul-
tur der Lüge, wie sie im „postfaktischen Zeitalter“ 
gedeiht, ist hingegen eine Bedrohung. 

Seite 66

„Wenn Unterschiede in den Lebensverhältnissen  

zu einem Nachteil werden, muss sich die  

Politik kümmern.“

Horst Seehofer, Bundesminister des Innern,  

für Bau und Heimat
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Kann und soll die Politik gleichwertige  
Lebensverhältnisse herstellen? 

Pro & Contra

Der Nutzen und der Zweck von Regionalfördermaßnahmen werden unterschiedlich bewertet. 

Sind sie für den sozialen Zusammenhalt erforderlich,  

und ist die „Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse“ ein sinnvolles Ziel?

©
 p

ic
tu

re
 a

lli
an

ce
 / 

W
in

fr
ie

d 
Ro

th
er

m
el

 

Copyright Wochenschau Verlag



Pro & Contra    43

Die These zur „Rache“ der unbedeutenden Re-
gionen an der Wahlurne von Rodríguez-Pose 
brachte eine neue Dynamik in die Diskussion 

um Regionalpolitik. Demnach führen starke regio-
nale Ungleichheiten und daraus resultierende Un-
zufriedenheiten über politische 
Entwicklungen in der Bevölke-
rung zu wirtschaftlichen Risiken. 
So waren es vor allem Bürger in 
den angeschlagenen ehemaligen Industrieregionen 
Englands, die für den Brexit stimmten. Und rechtspo-
pulistische Politiker, wie etwa Trump in den USA oder 
auch Le Pen in Frankreich, waren bei Wahlen vor allem 
in strukturschwachen Regionen stark. Es gibt aber 
auch Gegenbeispiele, etwa die rechtspopulistische 
Lega in Italien, die anfangs hauptsächlich im wohlha-
benden Norden Italiens aktiv war und zeitweilig die 
Abspaltung von Italien forderte, oder auch die Wahl 
des rechtsextremen Präsidenten Brasiliens Bolsonaro, 
der oft mit Trump verglichen wird, jedoch bei seiner 
Wahl vor allem in den wohlhabenderen Regionen am 
erfolgreichsten war. Die Gegenbeispiele könnte man 
in Analogie als „Rache“ der Geberregionen und eine 
Art politischen Rebound-Effekt regionaler Umvertei-
lung beschreiben. 

Auch in Deutschland ist die Rache an der Wahlurne 
nicht eindeutig: Stimmenanteile für die Partei Alterna-
tive für Deutschland (AfD) sind zwar in manchen struk-
turschwachen Regionen Ostdeutschlands besonders 
hoch, aber die AfD ist auch in anderen, wohlhabenden 
Landesteilen erfolgreich. Problematische regionale Ent-
wicklungen spielen bei der Wahl von Populisten sicher-
lich eine wichtige Rolle, aber sie sind nicht der einzige 
Erklärungsgrund. Die Notwendigkeit von Regionalpoli-
tik damit zu begründen, die Wahl von Populisten zu ver-
hindern, ist ein Argument mit politischer Sprengkraft. 
Denn was wäre die Konsequenz für die Regionalpolitik, 
wenn diese Populisten an der Regierung sind? Die ver-
kürzte Begründung von Regionalpolitik über die Gefahr 
des Populismus ist zumindest problematisch. Weni-
ger kontrovers ist jedoch die Begründung über gesell-
schaftlichen und territorialen Zusammenhalt. Die po-

litischen und gesellschaftlichen Auswirkungen starker 
regionaler Ungleichheiten dürften nicht unterschätzt 
werden, aber genauso wenig darf die Akzeptanz in den 
Geberregionen überbelastet werden. 

Stellen wir uns vor dem Hintergrund der Corona-
Krise vor, dass aufgrund der 
ausgeprägten Knappheit von 
medizinischen Ressourcen nur 
Personen in „manchen“ Regio-

nen Zugang zu Tests, Medikamenten oder Impfstof-
fen erhalten, da die Mindestschwelle für messbare 
Erfolge der Bereitstellung in den „anderen“ Regio-
nen zu hoch wäre. Diese Zustände wären vermut-
lich gesellschaftlich nicht akzeptabel, wobei wir hier 
„manche“ und „andere“ beliebig durch „ländlich“ 
und „städtisch“ ersetzen können. Doch wie sieht es 
abseits von Ausnahmesituationen wie einer Pande-
mie mit der gesellschaftlichen Akzeptanz von stark 
ausgeprägten regionalen Unterschieden bei der Da-
seinsvorsorge und allgemeinen Lebensbedingungen 
aus, etwa bei der Qualität der medizinischen Ver-
sorgung, bei Bildungseinrichtungen, öffentlicher 
Verkehrsinfrastruktur oder der Verfügbarkeit einer 
gesicherten Strom- und Internetversorgung? Die Liste 
lässt sich fortsetzen mit der Verfügbarkeit von Aus-
bildungs- und Arbeitsplätzen, Voraussetzungen für 
Selbständigkeit und Betriebsgründungen bis hin zur 
Garantie von sauberer Luft und Sicherheit. Wenn die 
Notwendigkeit des allgemeinen Zugangs zu diesen 
Leistungen nicht grundsätzlich in Frage gestellt wird, 
ist eine Regionalpolitik, die auf Teilhabe und Chancen-
gerechtigkeit ausgerichtet ist, gut begründbar. 

Pro & C
ontra

Pro

Warum es in der Sozialen Marktwirtschaft  
der Regionalpolitik bedarf

von Christian A. Oberst

„Da die gegenwärtige Generation nur die  

Ergebnisse des Neoliberalismus sieht, entgeht ihr 

leicht, dass die Zerstörung der Verhandlungsmacht 

der Arbeiter das zentrale Vorhaben des ganzen 

Projekts war.“

Paul Mason, Publizist (London) 
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Eine Gesellschaft, deren Mitglieder in Unkenntnis 
über ihre eigene Lage und regionale Zugehörigkeit 
sind, sollte sich auf Mindeststandards in der Ausstat-

tung mit öffentlicher Infrastruktur einigen können, die 
notwendig sind, um Teilhabe und Zukunftschancen zu 
gewährleisten (Schleier des Nichtwissens nach Rawls). 
In der aktuellen Situation, mit der hohen Unsicherheit 
über die (regionalen) Auswirkungen der Corona-Krise, 
kommen wir der Idee des Gedankenexperiments ver-
mutlich näher als in normalen Zeiten. Die Entschei-
dungsregelung sollte zudem die Kosten der notwen-
digen Maßnahmen derart begrenzen, dass Wachs-
tumspotenziale insgesamt nicht gefährdet werden. 
Eine staatliche Garantie der Bereitstellung ist nicht 
zu verwechseln mit der staatlichen Selbstherstellung. 
Beim Mobilfunknetz etwa muss der Staat keine eige-
nen Masten aufstellen, sondern es genügt, den Be-
treibern in den Vergabelizenzen eine flächendeckende 
Versorgung vorzuschreiben – auch wenn die Lizenzen 
dann weniger Einnahmen generieren. 

Kritiker von Regionalpolitik verweisen auf die ökono-
mische Ineffizienz von Investitionen in strukturschwa-
chen Regionen zum Erhalt und zur Verbesserung der 
Lebensqualität. Dies wird beschrieben als das Subven-
tionieren gegen unaufhaltsame globale Trends, wie 
etwa die Verlagerung wirtschaftlicher und mensch-
licher Aktivitäten in die zentralen Ballungsräume. Die 
auf regionalen Ausgleich ausgerichtete Politik kommt 
demnach einer Sisyphusarbeit gleich und muss letzt-
lich scheitern. Schließlich werden so manche Regio-
nen mit Handlungsbedarf seit Jahrzehnten gefördert, 
ohne dass sie mittlerweile wesentlich besser dastün-
den. Allerdings fehlt das alternative Szenario, wie es 
in diesen Regionen ohne Finanzausgleich und Regi-
onalförderung aussehen würde. Man führe sich hier 
etwa das Beispiel des Rust Belts (unter anderem mit 
Detroit) in den USA als Vorbild für das Ruhrgebiet vor 
Augen. Nach dieser einseitig auf Effizienz ausgerich-
teten Argumentation sollten Wachstumskerne und 
nicht strukturschwache Regionen gefördert werden. 

So kommen schließlich die theoretischen Arbeiten 
der Neuen Ökonomischen Geografie zu dem Ergebnis, 
dass bei niedrigen Handelskosten die Zentren geför-
dert werden sollten und nur bei hohen Handelskos-
ten auf Dispersion zu setzen sei. Welchen Einfluss ein 
solches Fördersystem auf die gesamte Gesellschaft 
haben könnte, in Form von politischen und sozialen 
Kosten, wird bei diesem Ansatz jedoch völlig ausge-
blendet. Zudem dürfte ein noch weiter zunehmen-
der Bevölkerungsanstieg in die Ballungszentren nicht 
problemlos verlaufen. Man denke etwa an Überfül-
lungskosten von mangelndem Wohnraum und hohe 
Wohnungspreise über Schulplatzmangel bis hin zu 
Staukosten und höherer Umweltbelastung.

Die ausschließlich auf Effizienz ausgerichtete 
Wachstumsargumentation ist eine verkürzte Dar-
stellung. So lässt sich nämlich aus der Theorie auch 
eine distributiv motivierte Regionalpolitik ableiten. 
So kann es sinnvoll sein, Verlierer(-Regionen) zu kom-
pensieren, die bei gesamtwirtschaftlich gewünschten 
und wachstumsfördernden Prozessen wie techni-
schem Fortschritt, Handelsabkommen oder politisch 
angestrebten Projekten wie der Energiewende außen 
vor bleiben oder sogar absolut verlieren. Regionalpo-
litik als eine Art Nachteilsausgleich, die nicht zuletzt 
die regionale Akzeptanz des gesamtwirtschaftlich 
vorteilhaften Prozesses sicherstellen soll. Die Argu-
mentation basiert darauf, dass in der Realität Verlierer 
nicht eindeutig auf individueller Ebene identifiziert 
werden können und eine steuerliche Umverteilung 
unzureichend ist. Somit ergibt sich bei regionaler 
wirtschaftlicher Konzentration der Nachteile und li-

Wer meint, dass es des Internets 
nicht an jeder Milchkanne bedarf, 

der sollte sich überlegen, ob er 
dies auch für die Stromversorgung 

vertreten könnte

Ein Internist in seiner Praxis. Mit Telemedizin könnte …
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mitierter Mobilität der Arbeitnehmer ein distributiv 
motivierter Handlungsbedarf für die Regionalpolitik. 

Die Ausgestaltung der Regionalpolitik in Deutsch-
land wird vor allem durch den Begriff „Gleichwertige 
Lebensverhältnisse“ geprägt. Es ist ein erklärtes poli-
tisches Handlungsziel (Artikel 72 Grundgesetz) und 
Leitbild der Raumentwicklung. Im Bericht „Unser Plan 
für Deutschland – Gleichwertige Lebensverhältnisse 
überall“ einer Regierungskommission im Jahr 2019 
heißt es: „Gleichwertige Lebensverhältnisse bedeuten 
gute Entwicklungschancen und faire Teilhabemög-
lichkeiten für alle in Deutschland lebenden Menschen, 
unabhängig vom Wohnort.“ Regionalpolitik soll also 
gleichwertige Lebensverhältnisse in allen Regionen si-
cherstellen. Dies wird etwa im Raumordnungsgesetz 
konkretisiert. Dort werden neben der Sicherung der 
Daseinsvorsorge auch die Stärkung der (regionalen) 
Wettbewerbsfähigkeit und eine räumlich ausgewo-
gene Wirtschaftsstruktur als Grundsätze vorgeschrie-
ben. Das heißt, Regionalpolitik kann mehr sein als nur 
die Sicherung von Mindeststandards in der Daseins-
vorsorge. In Ergänzung etwa zum Länderfinanzaus-
gleich und zu den kommunalen Finanzausgleichen 
in den Ländern werden in Deutschland über die re-
gionalpolitischen Förderungsmittel üblicherweise 
strukturschwache Regionen unterstützt. In den letz-
ten drei Jahrzehnten überwiegend in Ostdeutschland 
und vor der Wiedervereinigung in den sogenannten 
Zonenrandgebieten. Der regionale Fokus der überge-
ordneten Regionalförderung lag auf eindeutigen Son-

dertatbeständen. Zu beachten ist, dass das aktuelle 
finanzielle Volumen regionaler Förderinstrumente, 
wie etwa der Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur, deutlich geringer 
ist als das Volumen des Länderfinanzausgleiches. 

Einfache Unterscheidungen, etwa nach Ost und West 
oder Stadt und Land, greifen mittlerweile bei der Identi-
fikation regionaler Sondertatbestände in Deutschland 
zu kurz. Es ist mehr als fraglich, ob es in Deutschland 
noch vergleichbare Sondertatbestände wie nach der 
Wiedervereinigung gibt oder abgehängte Regionen, 
also Regionen, die bei der Mehrzahl an Standortindika-
toren sowohl unterdurchschnittliche Ausgangsbedin-
gungen als auch eine unterdurchschnittliche Entwick-
lung aufweisen und deren Situation vergleichbar ist 
mit den angeschlagenen ehemaligen Industrieregionen 
in den USA und Großbritannien oder den peripheren 
Regionen Süditaliens und der USA. Dass es solche Situa-
tionen und Entwicklungen in Deutschland nicht gibt, ist 
sicherlich auch ein Verdienst des föderalen Systems und 
der Regionalpolitik im weiteren Sinne. Häufig dürfte 
es eher um den Eindruck gehen, abgehängt zu sein, als 
dass es der eigentliche Tatbestand ist.

Statt mit eindimensionalen Abweichungen und 
einem Auseinanderdriften von wirtschaftlicher Leis-
tungsfähigkeit und regionaler Versorgungsqualität 
der öffentlichen und privaten Infrastruktur haben wir 
es mit differenzierten Problemsituationen und Teil-
entwicklungen zu tun, die unterschiedlichen Hand-
lungsbedarf auf verschiedenen Ebenen nach sich 

… ein Teil der medizinischen Versorgung im ländlichen Raum gewährleistet werden.
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ziehen. Es gibt in Deutschland nicht die abgehäng-
te Provinz, deren Standortnachteile zu den Städten 
immer größer wird. Stattdessen gibt es sowohl im 
städtischen als auch im ländlichen Raum, im Osten 
und Westen, Regionen mit regionalpolitischem Hand-
lungsbedarf. Ebenso gibt es in allen Landesteilen er-
folgreich aufgestellte Regionen. Als Beispiel seien hier 
die etablierten Unternehmensstandorte des deut-
schen Mittelstandes im ländlichen Raum genannt. 
Viele davon mit sogenannten „Hidden Champions“, 
also hochspezialisierten und oft inhabergeführten 
Weltmarktführern. Gerade in Ostdeutschland lie-
gen jedoch „Licht und Schatten“ in der regionalen 
Entwicklung oft in unmittelbarer Nähe. Neben Auf-
steigerregionen wie Westsachsen mit Leipzig und 
Berlin-Brandenburg sind viele ländliche Regionen mit 
Schrumpfung und Überalterung konfrontiert, was 
mit einer ganzen Reihe von Schwierigkeiten für die 
Daseinsvorsorge, Infrastruktur und regionale Wirt-
schaftsentwicklung verbunden ist. Im Westen sind 
es vor allem die problematischen Arbeitsmarktlagen 
im Ruhrgebiet, im Saarland und in Bremerhaven, die 
in Folge eines andauernden oder verschleppten Struk-
turwandels entstanden sind und wo sich trotz des 
langen Aufschwungs in den 2010er Jahren die Lage 
nicht maßgeblich verbessert hat. Auch der fehlende 
Ausbau und die mangelnde Verfügbarkeit einer mo-

dernen Kommunikationsinfrastruktur sind in vielen 
ländlichen Regionen ein Problem, genauso wie die 
mangelnde Handlungsfähigkeit vieler Kommunen 
aufgrund von Überschuldung und schwacher Finanz-
ausstattung. Anderseits gibt es etwa bei Verkehrswe-
gen eigentlich keine abgehängten Regionen, sondern 
eher Überlastungserscheinungen in Boomregionen. 
Diese unterschiedlichen Problemlagen erfordern dif-
ferenzierte regionalpolitische Ansätze. 

Aus der auf Teilhabe zielenden und distributiv mo-
tivierten Regionalpolitik können in Ergänzung zur Si-
cherstellung der Handlungsfähigkeit der lokalen und 
regionalen Ebene verschiedene Umsetzungsmaßnah-
men für die übergeordnete Regionalpolitik des Bundes 
abgeleitet werden. Dazu zählt etwa die Unterstützung 
beim Aufbau einer flächendeckenden modernen Kom-
munikationsinfrastruktur, die sich (zunächst) aus rein 
privatwirtschaftlichem Kalkül in dünn besiedelten Re-
gionen nicht lohnt, jedoch eine Grundvoraussetzung 
für die Teilhabe an der modernen Wirtschaft dar-
stellt. Beispiele für solche Formen der Teilhabe sind 
die Möglichkeiten von Home-Office und Telemedizin. 
Internet und Mobilfunk können als Basistechnologien 
(„general purpose technology“) verstanden werden, 
die Innovations- und Produktionspotenziale der Mehr-
zahl der Branchen erheblich beeinflussen – historisch 
vergleichbar mit Elektrizität und Telefon. Die Innova-

Abwärtsspiralen muss entgegengewirkt werden. Ehemalige Stadthalle in Düren, NRW
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tionspotenziale bei diesen Technologien sind zu Be-
ginn der Verbreitung kaum abschätzbar (da viele neue 
Geschäftsmodelle erst entstehen werden) und es ist 
unklar, an welchem Ort sich der größte Nutzen entfal-
tet. So könnte etwa mit Telemedizin ein Teil der me-
dizinischen Versorgung im ländlichen Raum gesichert 
werden oder über Sensorik und Automatisierungen 
die Landwirtschaft modernisiert und nachhaltiger or-
gansiert werden. Wer meint, dass es mobilen Internets 
nicht an jeder Milchkanne bedarf, der sollte sich überle-
gen, ob er dies auch für die Stromversorgung vertreten 
könnte. Weitere Maßnahmen sind etwa die Ansiedlung 
von Behörden und Hochschulen in strukturschwachen 
Regionen, die einen Strukturwandel einleiten oder be-
gleiten können. Regionalpolitik kann hier als Wegberei-
ter verstanden werden. Es gibt auch Maßnahmen, die 
allein auf die Akzeptanz von als gesamtgesellschaft-
lich vorteilhaft eingeschätzten Prozessen abzielen. So 
könnten etwa in landwirtschaftlich geprägten Landes-
teilen regionalpolitisch motivierte Subventionen damit 
gerechtfertigt werden, dass ansonsten die Akzeptanz 
eines angestrebten Freihandelsabkommens gefährdet 
sei. Die Grenze zwischen nachvollziehbarem Nachteils-
ausgleich und politischem Kuhhandel verschwimmen 
jedoch in der Praxis.

Fazit
Sollte die Politik jedem regionalen Strukturwandel 
und Unterschied entgegenwirken? Auf keinen Fall! 
Aber wenn die Frage lautet, ob Bürgern in allen Regi-
onen die gleichwertige Teilhabe am gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Leben ermöglicht werden muss, 
dann sollte diese bejaht werden. 

Regionalpolitik mit dem Ziel, gleichwertige Lebens-
verhältnisse herzustellen, ist viel mehr als nur die 
Vergabe von Fördermitteln für strukturschwache Re-
gionen. Sie spiegelt sich in der föderalen Struktur des 
Landes, insbesondere im Finanzausgleich der Länder 
und Kommunen, und in der öffentlichen Infrastruktur 
wider. Nur weil einzelne Instrumente der Regionalpoli-

tik nicht mehr zeitgemäß sind und auf den ersten Blick 
ökonomisch ineffizient erscheinen, sollte die Zielset-
zung der gleichwertigen Lebensverhältnisse nicht in 
Frage gestellt werden. Für eine zukünftige Ausrich-
tung von Fördermitteln ist jedoch zu klären, ob ein 
allgemeiner Regionsschwerpunkt noch zeitgemäß ist 
oder ob es nicht besser wäre, sektorale Ziele regions-
übergreifend anzustreben. Demnach wäre es weniger 
wichtig Förderregionen zu identifizieren, aber umso 
wichtiger, gesellschaftlich akzeptable Qualitätsziele 
zu vereinbaren. Dabei bedarf es der Freiheit, regional 
unterschiedliche Lösungen zu finden. Der Zugang zur 
medizinischen Versorgung wird im ländlichen Raum 
anders gelöst werden müssen als in Städten. Die Aus-
gestaltung der Mindeststandards sollte daher vor 
allem vor Ort getroffen werden. Das bedeutet aber 
auch, dass es zu gesellschaftlich akzeptablen regio-
nalen Unterschieden in der konkreten Form der Infra-
strukturbereitstellung kommt. Maßgeblich ist jedoch 
nicht Art oder Anzahl der Bereitstellung, sondern die 
Qualität der Versorgung. Aus der Notwendigkeit der 
dezentralen Lösung folgt, dass der Finanzausstattung 
der Kommunen eine zentrale Bedeutung zukommt. 
Denn nur eine handlungsfähige regionale Ebene kann 
die Bereitstellung der öffentlichen Güter an den Prä-
ferenzen der Bürger ausrichten. 

Mit Regionalpolitik sollen eine flächendeckende 
Daseinsvorsorge und Grundvoraussetzungen für zu-

„To allow the market mechanism to be sole  

director of the fate of human beings  

and their natural environment, would result in the  

demolition of society.“

Karl Polanyi, Wirtschaftshistoriker und Ökonom

Leerstände verursachen hohe gesellschaftliche Kosten. 
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künftige Standortentwicklung gewährleistet werden 
sowie möglichen Abwärtsspiralen mit verstärkten 
negativen externen Effekten auf die verbleibende 
Bevölkerung entgegengewirkt. In Ergänzung zum 
Finanzausgleich und der Stärkung der kommuna-
len Ebene bedarf es in einigen Bereichen, etwa dem 
Wohnungsmarkt, auch einer Stärkung der regionalen 
Zusammenarbeit. Denn sowohl in Schrumpfungs- als 
auch in Wachstumsregionen ist es wichtig, dass be-
nachbarte und wechselseitig abhängige Kommunen 
(etwa eine Stadt und deren Umlandgemeinden) ge-
meinsam Lösungen finden. Die Wahl der geeignetsten 
administrativen Ebenen ist ein Balanceakt – so nah 
am Bürger wie möglich, aber unter Berücksichtigung 
möglichst aller Betroffenen.
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